Vorschlag für Attac-Bremen, Sympáthia Gruppe deutsch-griechische Solidarität Bremen
Wahlen in Griechenland:
Kanzlerin Merkel bekräftigt in ihrer Neujahrsansprache

 die „freie Selbstbestimmung der Völker“!
Gilt dies auch für Griechenland?
Bisher nicht: Die Kürzungspolitik stellte Griechenland unter Vormundschaft:
· Seit 2010 verordnete die „Troika“ (Eu, Europäische Zentralbank und internationaler Währungsfonds) eine brutale Kürzungspolitik in allen gesellschaftlichen Bereichen. 

· Sie ließ die griechische Regierung absetzen, als diese die Bevölkerung dazu befragen wollte.

· Dem Parlament schrieb sie Gesetze vor, z.B. die weitgehende Abschaffung der Tarifrechte der Beschäftigten,

· und die griechische Verfassung wurde mehrfach missachtet.

· Ziel dieser Maßnahmen war angeblich, Griechenland vor dem Staatsbankrott zu retten.

Tatsächlich wurden „gerettet“:
1. Die Gläubiger 
Von den 210 Mrd. „Griechenlandhilfe“ (bis 2013) flossen nur 22,5% in den griechischen Staatshaushalt –77% wurden gleich an den internationalen Finanzsektor weitergereicht.

2. Die korrupte griechische Oberschicht
Die Troika stützt sich in Griechenland auf die politischen Kräfte, die ein System von Vetternwirtschaft und Korruption zugunsten der Oberschicht geschaffen haben. Weder wurden die Kapitalflucht verfolgt oder gar verhindert noch die Steuerbefreiungen für die Superreichen (Reeder) abgeschafft und die Steuerflucht ernsthaft bekämpft.

Und wer war der „Retter“? 
Die geschröpfte, in Armut getriebene Masse der Bevölkerung:
· Die Verarmung der griechischen Bevölkerung wurde ins Extrem getrieben:

· die Einkommen (früher schon niedrig) wurden im Schnitt(!) um 30% gesenkt,

· die Arbeitslosigkeit vervierfacht 

(1.Quartal 2014: 27,8%; davon Jugendliche 57%; Frauen 31%),

· Sozial- und Gesundheitsausgaben wurden um 18% verringert,

· Steuern und Abgaben massiv erhöht.

Obdachlose, Menschen an Suppenküchen, geschlossene Geschäfte gehören in griechischen Städten zum Straßenbild.

Und der „Erfolg“ für Staat und Wirtschaft?
· Die griechischen Staatsschulden sollten abgebaut werden, 

stattdessen sind sie um 50% gestiegen (2013: 330 Mrd, 180% des BIP).

· Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) ist um über 20% gefallen.

Und schon wieder wird den GriechInnen gedroht:
· Wehe ihr wählt eine Alternative zu dieser Politik!

· Wehe ihr fordert Neuverhandlungen der Schulden!
Dabei ist allen klar, den Politikern (auch Schäuble) wie den Ökonomen: 
· die Griechen können diese Schulden niemals zurückzahlen,
· das Land kann nicht hunderte von Millionen Zinsen jährlich aufbringen 
(an die europäische Zentralbank für angebliche „Hilfskredite“)
· die Wirtschaft schrumpft aufgrund der Sparpolitik
· Nationalreichtümer müssen privatisiert werden, Staatseinnahmen entfallen dauerhaft.

Warum dann die Unbelehrbarkeit der Herren und Damen in der EU und besonders in Deutschland?
1. Vor den Köpfen tragen sie noch unerschüttert ihr marktradikales Brett. Die Medizin hat nicht gewirkt? Dann eben mehr davon. Fehler eingestehen? Niemals! Kritische Stimmen beim Währungsfonds werden überhört.

2. Aber nicht zuletzt sind mächtige Interessen im Spiel:

· Diese Politik spaltet die Gesellschaften und die Völker. 

· Diese Politik verelendet die Unter- und Mittelschicht in allen europäischen Ländern. Diese Politik macht die Superreichen und Mächtigen noch reicher.

· Sie  sind es, denen der Staat in Deutschland wie Griechenland die Spekulationsverluste beglichen hat.

3. Und die großen Medien in Deutschland schüren die Angst der Arbeitnehmer, dass „wir Deutschen zahlen müssen“ und „die Griechen die Eurokrise zurückbringen.“

Aber immer mehr fragen sich inzwischen:

· Wie „nachhaltig“ ist denn eine europäische Politik , die Millionen von Bürgern in Griechenland, Spanien, Portugal, Italien, Irland, Belgien und zunehmend Frankreich arbeitslos macht und in Armut treibt, um Spekulanten zu retten und das Finanzsystem weitgehend ungeschoren zu lassen?

· Damit Europa eine Zukunft hat, muss es demokratisch und sozial werden, sonst gewinnt überall die demagogische Rechte.

	Vielleicht können uns die geschundenen Griechen einen Weg zu einem besseren, solidarischen Europa zeigen.

Wir sollten sie dabei unterstützen.

Nur in einem Europa, das sich dem Diktat des großen Geldes entgegenstellt haben seine Bürger und Bürgerinnen eine Zukunft.




